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Die Deutsche Umweltstiftung gilt als die 
größte unabhängige und gemeinnützige 
Bürgerstiftung Deutschlands für Umweltfra-
gen. Stifter sind u.a.: Günter Grass, Heinrich 
Böll, Erhard Eppler, Bernhard Grzimek, Ernst 
Ulrich von Weizsäcker, Freimut Duve und Her-
mann Scheer. In 30 Jahren wurden rund 300 
Projekte durchgeführt wie der „AKW-Gefähr-
dungsatlas“, „Ein Baum für jedes Kind“ bis 

hin zu zahlreichen Rechtsgutachten und 
Kampagnen für Umweltschutz und Nachhal-
tigkeit. Die Stifter der Deutschen Umweltstif-
tung haben die Wende zur Nachhaltigkeit 
vorgedacht, konzipiert und mit geschaffen. 
Im Beirat der Deutschen Umweltstiftung sind 
rund 100 Persönlichkeiten der Nachhaltigkeit 
aus Politik und Wissenschaft versammelt von 
Heiner Geißler über Reinhold Messner bis hin 
zu Mojib Latif.

Grundverständnis

Eine an den Prinzipien der Nachhaltigkeit 
orientierte Neuausrichtung unserer sozialen 
Marktwirtschaft ist unumgänglich und ange-

sichts des drohenden Klimawandel und der 
Notwendigkeit einer nachhaltigen Lebens-
weise zu einer Existenzfrage unserer Gesell-
schaft geworden. Die im Wirtschaftsrat der 
Deutschen Umweltstiftung engagierten 
Unternehmen sind sich dieser Verantwortung 
bewußt und wollen den notwendigen Wan-
del aktiv mitgestalten. Gemeinsam ist allen 
beteiligten Unternehmen die Überzeugung, 

dass die Abwendung der Klimakatastrophe 
und die Realisierung der Wende zur Nach-
haltigkeit nur mit der gemeinsamen Anstren-
gung aller Beteiligten gelingen werden.

Jörg Sommer, Vorstandsvorsitzender der 
Deutschen Umweltstiftung, erklärt: „Mit der 

Gründung dieses neuen Forums von Wirt-

schaft und Zivilgesellschaft durch führen-

de und vorbildliche mittelständische Unter-

nehmen der Nachhaltigkeit, zeigt sich deut-

lich, dass eine Wende zur Nachhaltigkeit als 

Bündnis von Zivilgesellschaft und Wirtschaft 

nicht nur notwendig und möglich, sondern 

seit heute auch machbar ist.“

Wirtschaftsrat der Deutschen 

Umweltstiftung 
– nachhaltige Unternehmen schließen sich zusammen

Auf Initiative 

der Deutschen 

Umweltstiftung fanden 

sich in Berlin Ende 

Mai nachhaltige 

mittelständische 

Unternehmen zusammen 

und konstituierten den 

Senat der Deutschen 

Umweltstiftung, um 

die Wende zu einer 

nachhaltigen Wirtschaft 

gemeinsam mit der 

Zivilgesellschaft 

zu realisieren. 

Der Senat ist das 

Lenkungsgremium 

des Wirtschaftsrates 

der Deutschen 

Umweltstiftung, welcher 

sich gleichfalls Ende 

Mai konstituierte.
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Ziele

Der Senat der Deutschen Umweltstiftung will nach-
haltige Unternehmen vernetzen, beispielhafte Projekte „Wirt-
schaft-Gesellschaft“ mit der Deutschen Umweltstiftung rea-
lisieren und anstoßen, konkrete Projekte in das Leben rufen, 
um die Rahmenbedingungen für nachhaltiges Wirtschaften 
zu verbessern, und „Stammtische“ einrichten bzw. initiieren 
sowie Trialoge – Politik-Wirtschaft-Zivilgesellschaft – anstoßen 
bzw. durchführen. Last, but not least versteht man sich auch 
als eine Stimme der nachhaltigen, mittelständischen Wirt-
schaft Deutschlands.

Wer

Sieben in Sachen nachhaltiges Wirtschaften führende mit-
telständische Unternehmen konstituierten sich als „Senat 

der Deutschen Umweltstiftung“, welcher als Gremium 
der Deutschen Umweltstiftung – der größten Bürgerstiftung 
Deutschlands für Umweltfragen und Nachhaltigkeit – das 
Lenkungs- und Steuerungsgremium des Wirtschaftsrates der 
Deutschen Umweltstiftung darstellt. Herausragende Unter-
nehmen der Nachhaltigkeit wollen Vorbild sein und Aktionen 
setzen.

Die sieben Unternehmen sind (in 

alphabetischer Reihenfolge): 

 •	 EthikBank, vertreten durch Sylke Schröder, Gründerin 
und Vorstandsmitglied der EthikBank (Eisenbach)

 •	 ForestFinance Gruppe, vertreten durch Harry Assen-
macher, Gründer und Geschäftsführer der ForestFinance 
Gruppe (Bonn)

 •	 Johanssen + Kretschmer, vertreten durch Heiko 
Kretschmer, Gründer und Geschäftsführer von Johanssen 
+ Kretschmer (Berlin)

 •	 MAMA Sustainable Incubation, vertreten durch Vol-
ker Weber, Gründer und CSO der MAMA AG (Berlin)

 •	 NFN AG Nachhaltiges Finanznetzwerk, vertreten 
durch Maik Butzbach, Gründer und CEO der NFN AG 
Nachhaltiges Finanznetzwerk (Köln)

 •	 VECTRIX Dtl., vertreten durch Alexander Voigt, Grün-
der der VECTRIX Dtl. (Berlin)

 •	 WeSustain, vertreten durch Dr. Manfred Heil, Gründer 
und Geschäftsführer der WeSustain (Buxtehude).

Noch vor der offiziellen Gründung haben sich die ersten zehn 
Unternehmen entschlossen, Mitglieder des Wirtschafts-

rates zu werden; sie gelten mit dem Senat als die ersten 
„Gründungsmitglieder“ des Wirtschaftsrates. 

Diese sind (in alphabetischer Reihenfolge): Druckerei LOKAY 
(Reinheim), EdelweissundBerge UG (München), facunda 
green GmbH (München), futurestrategy UG (Berlin), Green-
Intenet GmbH (Gießen), KlimaGut Immobilien AG (Berlin), 
Phoenix SonnenWärme AG (Berlin), Dr. Schulz-Beratung für 
Nachhaltige Unternehmensführung (Frankfurt a.M.), TRIO-
DOS Bank Deutschland (Frankfurt a.M.) und Weichbrodt Con-
sult UG (Unna). 

Initiator und Koordinator des Wirtschaftsrates, Dr. Christian 
Neugebauer (Herausgeber der Glocalist Medien, Berlin), sagt: 
„Der Wirtschaftsrat steht für alle nachhaltigen Klein- und 

Mittelbetriebe (KMU) offen und soll die nachhaltige Wirt-

schaft auf einer neuen Qualität mit der Zivilgesellschaft 

verknüpfen. Treiber der Nachhaltigkeit sind Innovation und 

Vernetzung: Beides Grundtugenden sowohl der Zivilgesell-

schaft als auch mittelständischen Unternehmertums. Wir 

brauchen mündige Bürger und mündige Unternehmer.“

Sitz des Wirtschaftsrates ist gemeinsam mit dem Hauptstadt-
büro der Deutschen Umweltstiftung die Berliner Freiheit 2 am 
Potsdamer Platz in Berlin.  n

 

Kontakt

Christian Neugebauer
Christian.neugebauer@deutscheumweltstiftung.de

Berliner Freiheit 2
D-10785 Berlin
 www.wirtschaftsrat.deutscheumweltstiftung.de

mailto:Christian.neugebauer@deutscheumweltstiftung.de
http://www.wirtschaftsrat.deutscheumweltstiftung.de
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Nicht dort, wo sich Menschen einmischen ist die Demokratie bedroht, sondern dort, 

wo sie sich abwenden von den öffentlichen Angelegenheiten, von der res publica. 

 

Mehr Bürgerbeteiligung stärkt auch die parlamentarische Demokratie. Das ist jeden-

falls meine feste Überzeugung.  

 

Die Themen Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung sind daher für mich und für diese 

Landesregierung kein verzierendes Beiwerk. Sie sind eine zentrale Aufgabe für alle 

Ressorts. Dort werden transparente Verfahren und wegweisende Projekte für mehr 

Bürgerbeteiligung auf allen Ebenen entwickelt und durch die Staatsrätin in meinem 

Haus gebündelt. Wir machen ernst mit diesem Querschnittsthema! 

 

Wir wollen Strukturen so verändern, dass Bürgerinnen und Bürger Gehör finden - 

auch außerhalb der Wahltage.  

 

Wir wollen neue Medien nutzen, um politische Teilhabe zu ermöglichen. 

 

Wir werden auch denen neue Möglichkeiten geben, ihre Stimme zu erheben, die bis-

lang im politischen Konzert bislang nur leise zu hören waren: zum Beispiel den Frau-

en, den Migranten oder auch den Jugendlichen. 

 

Ebenso werden wir eine aktive Integrationspolitik betreiben. Baden-Württemberg ist 

ein buntes Land, das von seiner Vielfalt lebt. Die Zuwanderer, ihre Kinder und Enkel 

leben mitten unter uns und gehören dazu. 

 

Das interkulturelle und interreligiöse Miteinander, die Partizipation von Migrantinnen 

und Migranten in Wirtschaft und Gesellschaft ist Schlüssel für ein erfolgreiches und 

menschliches Baden-Württemberg. 

 

Um diese politische Querschnittsaufgabe zu bewältigen, richten wir das Integrati-

onsministerium ein. 
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Es geht hier um neuen Schwung und neue Initiativen. Und es geht hier darum, eini-

ges nachzuholen, was von unseren Vorgängern doch nur mit „halber Kraft“ angefasst 

und betrieben wurde. 

 

Die Koalition wird getragen von vielen inhaltlichen Übereinstimmungen, von gemein-

samen Zielen und Visionen für unser Land. Doch Stuttgart 21 bleibt kontrovers. 

 

Wir haben uns jedoch auf ein gemeinsames Verfahren geeinigt. Beide Koalitions-

partner werden sich daran halten.  

 

Und wir haben festgestellt: Die Schlichtung zum Projekt Stuttgart 21 taugt durchaus 

als Blaupause für eine Politik des Gehörtwerdens.  

 

Sie hat auch gezeigt: Wir brauchen neue Formate der Bürgerbeteiligung und des 

Dialogs.  

 

Vor allem bei Infrastrukturmaßnahmen müssen die Bürger frühzeitig einbezogen 

werden: indem Alternativen ernsthaft abgewogen und keine informellen Vorentschei-

dungen getroffen werden. 

 

Das letzte Wort haben die gewählten Organe oder das Volk direkt. 

 

Wir werden aber die Bürgerinnen und Bürger anhören und in die Planungen einbe-

ziehen. Und zwar nicht erst dann, wenn im Grunde schon alles entschieden ist. Wir 

werden ihre Anliegen ernst nehmen und gegen die Interessen der Allgemeinheit 

sorgfältig abwägen, und wir werden dann in einem transparenten, gleichberechtigten 

und fairen Verfahren entscheiden.  

 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen lassen schon heute Raum für eine intensivere 

Mitwirkung der Öffentlichkeit. Diesen Raum wollen wir nutzen.  

 

Wir werden in einem ersten Schritt einen Leitfaden für eine neue Planungs- und Be-

teiligungskultur erarbeiten. Dieser soll Methoden benennen, die dem Anspruch der 

Bürgerinnen und Bürger auf Information und Mitgestaltung gerecht werden. 
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Voraussetzung für Bürgerbeteiligung ist Transparenz und frei zugängliche Informati-

on.  

 

Die digitalen Netze bieten dazu große Chancen. Sie eröffnen die Möglichkeit, dass 

sich Bürger und Staat auf Augenhöhe begegnen können. 

 

In einem umfassenden Informationsfreiheitsgesetz werden wir deshalb gesetzliche 

Regelungen treffen, damit Bürgerinnen und Bürger unter Beachtung des Daten-

schutzes grundsätzlich freien Zugang zu Informationen der öffentlichen Verwaltung 

erhalten. 

 

Bei den bestehenden Elementen der direkten Demokratie geht es uns darum, Vo-

raussetzungen zu schaffen, damit diese auch praktisch angewandt werden können.  

 

Volksbegehren und Volksentscheid sind schon heute ein verbrieftes Recht in unserer 

Landesverfassung. Die formalen Hürden aber sind so hoch, dass es real noch nie 

dazu gekommen ist.  

 

Im Nachbarland Bayern fanden schon sieben Volksentscheide statt. 

 

Wir werden diese Hürden abbauen: Für Volksbegehren sollen künftig weniger Unter-

schriften nötig sein. Und die Unterschriften sollen über einen längeren Zeitraum auch 

auf der Straße und nicht nur in Amtsstuben gesammelt werden können.  

 

Bei Volksabstimmungen wäre die Abschaffung des Zustimmungsquorums die richtige 

Entscheidung - wie es in Ländern ist, in denen erfolgreich direkte Demokratie prakti-

ziert wird. 

 

Ich will an dieser Stelle ein offenes Wort an die Kolleginnen und Kollegen der CDU 

richten: Wir wissen natürlich, dass dieses Thema durch Stuttgart 21 aufgeladen ist.  

 

Aber mein eindringlicher Appell an Sie lautet: Überlegen Sie sich Ihre Haltung noch 

einmal in Ruhe. 
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Es geht nämlich nicht darum, uns einen Gefallen zu tun, sondern darum, den Men-

schen in unserem Land einen Gefallen zu tun. 

 

Ermöglichen Sie ihnen eine realistische Option auf Mitsprache, auf direkte Demokra-

tie. 

 

Wenn man sich nicht gleich am bayerischen Nachbarland orientiert und die Quote bei 

Volksabstimmungen ganz abschafft, so wäre schon eine gewisse Anpassung an die 

Gepflogenheiten in den meisten anderen Ländern eine erhebliche Verbesserung.  

 

In Bayern, Hessen und Sachsen gibt es kein Quorum für einfache Gesetze. In Nord-

rhein-Westfalen wird ein Quorum von 15 Prozent verlangt, in Niedersachsen und in 

Rheinland-Pfalz von 25 Prozent, in Bremen von 20 Prozent. 

 

Die FDP hat erklärt, eine Absenkung auf 20 Prozent mitzutragen. Das begrüßen wir. 

Wie sind bereit, diese Idee aufzugreifen.  

 

Mein Vorschlag an die Kolleginnen und Kollegen der CDU lautet: Einigen wir uns im 

Hohen Haus auf diese Quote. Dann sind wir einer zeitgemäßen Mitsprache der Bür-

gerinnen und Bürger an politischen Entscheidungen ein gutes Stück näher gerückt. 

 

Auf kommunaler Ebene wollen wir die direkte Demokratie ebenfalls stärken. In den 

Städten und Gemeinden werden wir die Hürden für Bürgerbegehren und Bürgerent-

scheide senken und zu mehr Themen Bürgerentscheide ermöglichen. 

 

Außerdem soll dieses Verfahren auf die Landkreisebene ausgedehnt werden. Dar-

über hinaus führen wir dort die Direktwahl der Landrätinnen und Landräte ein. 

 

Auch junge Menschen sollen mehr Mitwirkungsrechte erhalten. Bereits im Alter von 

16 Jahren soll bei den Kommunalwahlen das aktive Wahlrecht gelten. 

 

Ich lade alle im Land dazu ein, diese neue Politik mit uns gemeinsam zu gestalten, 

die zentralen Herausforderungen mit uns gemeinsam zu meistern. 
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Diese Einladung gilt auch Ihnen, den Kolleginnen und Kollegen aller Fraktionen im 

Landtag von Baden-Württemberg. 

 

Lassen Sie uns, nach Monaten des ungewohnt harten Schlagabtausches und der 

Polarisierung, zurückkehren zur konstruktiven Auseinandersetzung. Dafür hat dieses 

Parlament immer gestanden. Ich habe das immer zu schätzen gewusst. 

 

Denn dies ist ein Stil, der gut zu unserem Land passt. 

Er hat auch fraktionsübergreifenden Konsens ermöglicht. 

Und er schließt harte Auseinandersetzungen in der Sache nicht aus. Dies gehört zu 

einer lebendigen Demokratie, zu einem lebendigen Parlamentarismus dazu. 

 

Ich will sehr für diese Form der Politik werben.  

 

Ich hoffe und freue mich auf konstruktive Auseinandersetzungen, auf gute und ge-

deihliche Zusammenarbeit zum Wohl des Landes Baden-Württemberg und seiner 

Menschen. 

 


